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77/II/2023 UBV Oder-Spree, UBVMärkisch-Oderland

Änderung Gesetz überWohnraumförderung

Beschluss:

Die SPD-Landtagsfraktion im Landtag Brandenburgwird aufgefordert, eine Änderung desGesetzes über die sozia-

leWohnraumförderung im Land Brandenburg unverzüglich einzubringen und sich dafür einzusetzen, Regelungen

zu schaffen, dass Vermieter*innen vonmietpreisgebundenenWohnraumvon denMieter*innen in einemAbstand

von zwei Jahren erneut die Vorlage einesWohnberechtigungsscheines verlangen dürfen.Wenn einWohnberech-

tigungsschein nicht erneut vorgelegt wird, kann dieMiete (Euro/m) ab der viertenMiete nach der Abfrage bis auf

eine Höhe, die den ortsüblichen Verhältnisse entspricht, angehoben werden. Berücksichtigt werden sollen auch

bestehendeMietverhältnisse, indem eine Abfrage erstmals zwei Jahre nach dem in Kraft treten der Änderung des

Gesetzes zulässig ist. Die höherenMieteinnahmen sind für die Tilgung der Darlehen, die Instandhaltung oder die

energetische Sanierung der Objekte, Neubau von Sozialwohnungen, sowie Investitionen in erneuerbare Energien

für die Bestandsobjekte vorzusehen. Die weiteren Bedingungen aus demGesetz zur sozialenWohnbauförderung

bleiben erhalten. So sind durch Vermieter*innen bis zumEnde der förderrechtlichen Bindungsfrist bei Neuvermie-

tungen vonWohneinheiten die zulässigen Mietpreisbindungen wieder einzuhalten.
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